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Geſetz-Sammlung 


7 fuͤr die 


K oͤ nig lichen Preußiſchen Staaten 


No. er ee 


(No. 1594.) Publikations⸗Patent, den Beſchluß der Deutſchen Bundesverſammlung vom 
13ten November 1834. hinſichtlich der Auslegung des Art. XII. der 
Deutſchen Bundesakte betreffend. D. d. den 31ſten Maͤrz — 


J. der 39ſten vorjaͤhrigen Sitzung der Deutſchen Bundesverſammlung laut 
ihres Protokolls vom 13ten November, haben ſich ſaͤmmtliche Regierungen des 
Bundes, Behufs der Deklaration der im Art. XII. der Deutſchen Bundesakte 
enthaltenen Beſtimmung wegen Verſchickung der Akten auf eine Deutſche Fa⸗ 
kultaͤt oder an einen Schoͤppenſtuhl, mittelſt einhelligen Beſchluſſes zu der folgen⸗ 
den erklaͤrenden Beſtimmung vereinigt: 


„Da ſich ergeben hat, daß die, im Art. XII. der Bundesakte enthal⸗ 
„tene Beſtimmung wegen Verſchickung der Akten auf eine Deutſche 
„Fakultaͤt oder einen Schoͤppenſtuhl zur Abfaſſung des Endurtheils, zum 
5 Theil auch auf Polizei- und Kriminal⸗Erkenntniſſe ausgedehnt worden 
„iſt; eine ſolche Ausdehnung aber nicht in dem Sinne jenes Artikels 
„liegt; ſo erklart die Bundesverſammlung, daß der gedachte Art. XII. 
„der Bundesakte nur auf Civilſtreitigkeiten Anwendung zu finden habe.“ 


Dem Allerhoͤchſten Befehle Seiner Majeſtaͤt des Königs zufolge, wird dieſe 

Beſtimmung, als eine weitere Entwickelung eines in der Deutſchen Bundesakte 

bereits enthaltenen Grundſatzes mit der, im Sinne 9 rang Ver⸗ 

fügung: 
daß die Juriſtenfakultäten der Univerſitaͤten in den Koͤniglichen Staa⸗ 
ten, wenn ihnen Akten zur Abfaſſung von Erkenntniſſen in Polizei⸗ 
und Kriminalſachen aus andern Deutſchen Bundesſtaaten zugeſchickt 
werden, ſich der Abfaſſung ſolcher Erkenntniſſe zu enthalten und der⸗ 

gleichen Akten ohne Weiteres wieder zurück zu ſenden haben, 

von dem Staatsminiſterium ſaͤmmtlichen Landesbehoͤrden und Unterthanen in den 
Jahrgang 1835. (No. 1393 — 1596.) H i zum 


(Ausgegeben zu Berlin den ten Mai 1835.) 


— 


a m 2 35 = 
zum Deutſchen Bunde gehörigen Provinzen der Monarchie hierdurch zur Kennt⸗ 
niß gebracht. n 8 
Berlin, den 31ſten Maͤrz 1835. ; 
Koͤnigliches Staatsminiſterium. 
SS Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. 
Aneillon. v. Witzleben. v. Rochow. Graf v. Alvensleben. : 


(No. 1595.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 20ſten April 1835. betreffend die Beſtrafung 
s des Diebſtahls an Sachen, welche nicht Einen Thaler an Werth erreichen 
und von Feldern, aus Gaͤrten oder von anderen nicht unter genauer 

Aufſicht und Verwahrung ſtehenden Orten entwendet worden. 


ne = y. Na Meiner Order vom 22ſten Juli 1832. (Sefek- Sammlung Seite 195.) 
3 St 7 a det der im Allgemeinen Landrecht Theil II. Titel 20. $$. 1137 — 1140. ge 
ee mwachee Unterſchied zwiſchen großen und kleinen Hausdiebſtaͤhlen auf Diebſtaͤhle 


ee, i, ae, Fe. a, ae, ul e. 
. von Sachen, welche nicht unter genauer Aufſicht und Verwahrung ($. 1141.) 
gehalten werden koͤnnen, keine Anwendung. Auf Ihren Bericht vom Sten d. M. 


ee, de, = r mee e ; ; jerd i 
. und nach Ihrem Antrage will Ich jedoch hierdurch genehmigen: daß, wenn der 
er 70 Gegenſtand des Diebſtahls nicht Einen Thaler an Werth erreicht und von Fel⸗ 


. dern, aus Garten oder von andern nicht unter genauer Auſſicht und Verwah⸗ 


eee, e, 7 kung ſtehenden Orten entwandt worden iſt, in dieſem Falle nur die Strafbeſtim⸗ 
„%%% ͤ] ] !y) u der $$. 1122 — 1124. Titel 20. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
ER 3 ce, eintreten ſollen. Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetz⸗ Sammlung zur 


. lee d ade eaellgemeinen Kenntniß zu bringen. 


3 Berlin, den 20ſten April 1835. . i 
„ „ Friedrich Wilhelm. 
e Aan den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. | 
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Ne. 1596.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten April 1835., betreffend den gaͤnzlichen 
ee S lee, 1804 Verluſt des Gnadengehalts der Militair⸗Invaliden, die eines vor oder 
e,. 732. nach ihrer Entlaſſung aus dem Militairdienſte begangenen Verbrechens 
uͤberfuͤhrt werden, welches waͤhrend ihres Militairdienſtes die Ausſtoßung 
| aus dem Soldatenſtande zur Folge gehabt haben wuͤrde. 


g che, ( 8131 , ach dem in Meiner Verordnung vom g9ten Dezember 1834. ſchon ausge⸗ 
„ en Grundſatze, beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 27ſten v. M., daß 
8 der gaͤnzliche Verluſt des Gnadengehalts der Militair⸗Invaliden in jedem Falle 
e x > ein⸗ 


| 


— 


eintreten ſoll, wo Militair⸗Invaliden eines vor oder nach ihrer Entlaſſung aus 
dem Militairdienſte begangenen Verbrechens, welches während ihres Militair⸗ 
Dienſtes die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande zur Folge gehabt haben wuͤrde, 
überführt ſind. Dieſe allgemeine Vorſchrift iſt auch auf die im Civildienſte an⸗ 
geſtellten Militair⸗Invaliden anzuwenden, und hiernach Meine Verordnung vom 
17ten Maͤrz 1829. fuͤr deklarirt zu achten. Von den Gerichtshoͤfen iſt, den 
vorſtehenden Beſtimmungen gemaͤß, auf den Verluſt des Gnadengehaltes aus⸗ 
druͤcklich zu erkennen, und dieſe Verordnung durch die Geſetz⸗Sammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 25ſten April 1835. 


Friedrich Wilhelm. . 


An die Staatsminiſter v. Kamptz, Muͤhler und General: 
Lieutenant v. Witzleben. 


(No. 1597.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten April 1835. betreffend die Beſtellung 

des Kammergerichts zum ausſchließenden Gerichtshofe der Monarchie we⸗ 

gen aller und jeder Verbrechen und Vergehungen wider die Verfaſſung, 

die öffentliche Ordnüng und die Ruhe, ſowohl der ſaͤmmtlichen Staaten 

des Koͤnigreichs als auch der uͤbrigen Staaten des Deutſchen n 
Ji Folge des Beſchluſſes der Deutſchen Bundesverſammlung vom 20 fen 25 TE 73 7, 
Juni 1833., wodurch zur Ermittelung des wider die öffentliche Ordnung in en, een de bee 
Deutſchland gerichteten hochverraͤtheriſchen Unternehmens, insbeſondere des am ä ee 
sten April deſſelben Jahres zu Frankfurt am Main verübten Attentats, gericht BEN e 
liche Unterſuchungen in den Staaten des Deutſchen Bundes verfügt wurden, RT gun air eee Ol 
habe Ich bereits durch Meine Order vom Eten Juli 1833. das Kammergericht an = ES 
zu Berlin, unter der obern formellen Leitung einer aus Ihnen gebildeten Mini⸗ . , 
ſterialkommiſſion, mit der Fuͤhrung aller Unterſuchungen beauftragt, die in Mei⸗ Ze > 5 . und 
nen Staaten wider die Theilnehmer an dieſen hochverraͤtheriſchen Unternehmun⸗ zz sr 9-4 u. 
gen einzuleiten ſind. Da jedoch der Zweck der Unterſuchungen nicht bloß auf eee . , TRS 
die Ermittelung der Strafbarkeit einzelner Verbrecher und ihrer Theilnehmer,“ „„ De 
ſondern zugleich auf die Verfolgung aller Spuren gerichtet iſt, auf welchen man = 2 Er Fer a 
erwarten darf, die Verzweigungen einer weit verbreiteten Verbindung wider DIES age eee, . 
beſtehende geſellſchaftliche Ordnung nicht allein in den Staaten des Deutſchen 
Bundes, ſondern auch, hinſichtlich ihres Einfluſſes auf Deutſchland, in den ber ee + 5 
nachbarten Laͤndern zu entdecken, und da dieſerhalb eine Einheit des Verfahrens? 3 ee RE 
weſentlich erforderlich ift, fo habe Ich auf Ihre hierüber an Mich erſtatteten VVV 


(No. 1597.) e eee, be. Suat e,, . er, fen, SE LE eo e, . re Be⸗ 5 Fan la ra, „„ 
ee. e. e See, e, en e. , A e. 5 4 e. ee See, Ae, i fm ER N. 
AG mae, bee e, lee, ee, ae, l , e ee, af = = = 7˙On»„„„t Jose air cr RG. zen Benfag Ba 


al. . F ͤͤã winner zu ta rg; ia RR FE Erin Hm) mer Ahlen ar eee, e dee eee, 
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Berichte und nach Ihren Anträgen beſchloſſen: das Kammergericht fuͤr den gan⸗ 
zen Umfang Meiner Monarchie zum ausſchließenden Gerichtshofe wegen aller 
und jeder Verbrechen und Vergehungen wider die Verfaſſung und wider 
die oͤffentliche Ordnung und Ruhe, ſowohl Meiner ſaͤmmtlichen Staaten, als 
auch der uͤbrigen Staaten des Deutſchen Bundes bis auf Weiteres zu 
beſtellen, und demſelben mit Aufhebung des anderweitigen perſoͤnlichen Ge⸗ 
tichtsſtandes der Beſchuldigten, ſowohl die Unterſuchungen als auch die Ab⸗ 
faſſung der Erkenntniſſe zu uͤberweiſen. Es ſoll dahin zunaͤchſt das Verbre⸗ 
chen des Hochverraths nach den Beſtimmungen des Landrechts Th. II. Tit. 20. 
. 92 — 99. einſchließlich der 9. 163 — 165. und 185. gerechnet werden. Was 
die uͤbrigen im $. 91. bezeichneten, im dritten, vierten und fuͤnften Abſchnitte des 
vorgenannten landrechtlichen Titels abgehandelten Staatsverbrechen betrifft, ſo 
ſollen ſelbige zwar der Kompetenz der ordentlichen Gerichte verbleiben, dieſe 
jedoch verpflichtet ſeyn, in jedem Falle, in welchem ihnen nicht klar vorliegt, daß 
das Verbrechen oder Vergehen in keiner Verbindung mit den dem Reſſort des 
Kammergerichts uͤberwieſenen hochverraͤtheriſchen Unternehmungen und Attentaten 
ſtehe, der Miniſterialkommiſſion Anzeige zu machen, damit ſelbige nach Verneh⸗ 
mung des Kämmergerichts beſchließe, ob Unterſuchung und Erkenntniß dem or⸗ 
dentlichen Gerichte vorzubehalten oder dem Kammergerichte zu uͤberlaſſen ſey. 
Jusbeſondere ſoll dieſes in allen Faͤllen der Landesverraͤtherei, welche auch im 
Friedenszuſtande ſich ereignen koͤnnen, und wegen der Verbrechen gegen die in⸗ 
nere Ruhe und Sicherheit des Staats, namentlich wenn ſie zu den in F. 151 
155. und 167. bezeichneten ſtrafbaren Handlungen gehören, ſtattfinden. In 
Ruͤckſicht auf die Anwendbarkeit der in Bezug genommenen Beſtimmungen des 
Landrechts auf die Einwohner der Provinzen, in welchen daſſelbe noch nicht ein⸗ 
geführt iſt, verweiſe Ich auf Meine durch die Geſetz⸗ Sammlung bekannt gemach⸗ 
0 ten Orders vom ten März und öten September 1821. Sie haben die Be⸗ 
kanntmachung Meiner gegenwaͤrtigen Order durch die Geſetz- Sammlung zu ver⸗ 
anlaſſen und die Gerichtshoͤfe mit der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 
Berlin, den 25ſten April 1835. 


Ei | Friedrich Wilhelm. 


An die Miniſter der Juſtiz und den Miniſter des Innern 
und der Polizei. 


